
I Mitteilungen

Kommission

2001/C 60/01 Euro-Wechselkurs . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1

2001/C 60/02 Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags �
Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden . . . . . . . . . . . 2

2001/C 60/03 Staatliche Beihilfe � Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88
Absatz 2 EG-Vertrag zur Beihilfe C 64/2000 (ex N 941/96) � Steuerbefreiung für Bio-
kraftstoffe (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4

2001/C 60/04 Veröffentlichung eines Antrags auf ˜nderung einer oder mehrerer Angaben der Spezi-
fikation einer gemäß Artikel 6 oder Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des
Rates eingetragenen Bezeichnung nach Artikel 9 derselben Verordnung . . . . . . . . . . . . . . . 15

2001/C 60/05 Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.2282 � BT/Esat Di-
gifone) (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17

2001/C 60/06 Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses (Sache COMP/M.2353 � RWE/Hidro-
elØctrica del CantÆbrico) (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18

2001/C 60/07 Mitteilung der Kommission im Rahmen der Durchführung der Richtlinie 89/686/EWG
des Rates vom 21. Dezember 1989 über Persönliche Schutzausrüstungen, geändert durch
die Richtlinien 93/68/EWG, 93/95/EWG und 96/58/EG (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19

(1) Text von Bedeutung für den EWR1
DE

Amtsblatt
der Europäischen Gemeinschaften

ISSN 0376-9461

C 60
44. Jahrgang

24. Februar 2001

Ausgabe
in deutscher Sprache Mitteilungen und Bekanntmachungen

Informationsnummer Inhalt Seite



I

(Mitteilungen)

KOMMISSION

Euro-Wechselkurs (1)

23. Februar 2001

(2001/C 60/01)

1 Euro = 7,4635 Dänische Kronen

= 9,0818 Schwedische Kronen

= 0,6265 Pfund Sterling

= 0,9064 US-Dollar

= 1,3937 Kanadische Dollar

= 105,7 Yen

= 1,5334 Schweizer Franken

= 8,2455 Norwegische Kronen

= 78,91 Isländische Kronen (2)

= 1,736 Australische Dollar

= 2,1095 Neuseeland-Dollar

= 7,1219 Rand (2)
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(1) Quelle: Von der Europäischen Zentralbank veröffentlichter Referenz-Wechselkurs.
(2) Quelle: Kommission.



Genehmigung staatlicher Beihilfen gemäß den Artikeln 87 und 88 des EG-Vertrags

Vorhaben, gegen die von der Kommission keine Einwände erhoben werden

(2001/C 60/02)

Datum der Annahme des Beschlusses: 21.12.2000

Mitgliedstaat: Finnland

Beihilfe Nr.: N 43/2000

Titel: Investitionsbeihilfe für Rentierzucht und natürliche Le-
benshaltung

Zielsetzung: Förderung der Rentierzucht und der natürlichen
Lebenshaltung

Rechtsgrundlage:

Valtioneuvoston asetus porotalouden ja luonnonvaroihin sidok-
sissa olevien tuotannonalojen rahoitustuesta

Regeringsförordning om finansieringsstöd för rennäringen och
industrier som är beroende av naturresurser

Haushaltsmittel:

Gegenüber 1998 voraussichtlich unveränderte Jahresausgabe:

� Staatlicher Zuschuss: 103 000 EUR

� Landwirtschaftlicher Entwicklungsfonds (des Landwirt-
schafts- und Forstministeriums, abgestimmt mit dem Staats-
haushalt): 950 000 EUR

� vom landwirtschaftlichen Entwicklungsfonds vergebene
Darlehen: 610 000 EUR

� Zinsverbilligung für alle Darlehen um jährlich insgesamt
3 Mio. FIM (504 563,78 EUR/Jahr); geschätzte Beihilfe
von 120 000, 240 000 und 360 000 FIM in den Jahren
2000, 2001 und 2002

Beihilfeintensität oder -höhe:

Maßnahme A: Max. 50 % der beihilfefähigen Ausgaben

Maßnahme B: Nach ˜nderung: (i) Beihilfe für Anhang-I-Er-
zeugnisse (beispielsweise Beeren und Pilze)
sind auf max. 50 %, (ii) für nicht unter Anhang
I fallende Tätigkeiten auf max. 60 % beschränkt
(unter Einhaltung der de minimis-Regelung; (iii)
für Süßwasserfischerei beläuft sich die Beihilfe
in dem betreffenden Ziel-1-Gebiet auf höchstens
60 %

Maßnahme C: Max. 45�75 % der beihilfefähigen Ausgaben

Maßnahme D: Max. 50 % der beihilfefähigen Ausgaben

Maßnahme E: Max. 50 % der beihilfefähigen Ausgaben

Maßnahme F: Max. 50 % der beihilfefähigen Ausgaben

Laufzeit: Unbefristet

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprache(n) finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/sg/sgb/state_aids

Datum der Annahme des Beschlusses: 23.1.2001

Mitgliedstaat: Spanien (Kastilien-León)

Beihilfe Nr.: N 346/2000

Titel: Beihilfen für landwirtschaftliche Genossenschaften und
Zusammenschlüsse

Zielsetzung: Strukturelle Modernisierung und Verstärkung der
landwirtschaftlichen Genossenschaften in der Region

Rechtsgrundlage: Proyecto de Orden de la Consejería de Agri-
cultura y Medio Ambiente, de la Junta de Castilla-La Mancha
por la que se regulan ayudas al fomento de la calidad agroali-
mentaria. Programa no 1: «Cooperativismo agrícola»

Haushaltsmittel: 700 Mio. ESP (4 207 085 EUR) jährlich

Beihilfeintensität oder -höhe: Unterschiedlich

Laufzeit: Unbestimmt (Vorläufige Regelung für 2000�2006)

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprache(n) finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/sg/sgb/state_aids

Datum der Annahme des Beschlusses: 23.1.2001

Mitgliedstaat: Italien (Piemont)

Beihilfe Nr.: N 708/2000

Titel: Beihilfen zur Förderung der Beteiligung landwirtschaftli-
cher Unternehmen an Geschäftsabschlüssen und Ausstellungen

Zielsetzung: Verbesserung der kommerziellen Kontakte der
landwirtschaftlichen Unternehmen

Rechtsgrundlage: Regolamento di Unioncamere Lombardia

Haushaltsmittel: Rund 1 Mio. EUR jährlich (jährliche Bewil-
ligung)
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Beihilfeintensität oder -höhe: Weniger als 100 %

Laufzeit: Unbefristet

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprache(n) finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/sg/sgb/state_aids

Datum der Annahme des Beschlusses: 23.1.2001

Mitgliedstaat: Spanien (Baskenland)

Beihilfe Nr.: N 777/2000

Titel: Beihilfen für die Beförderung und Vernichtung von Risi-
komaterial

Zielsetzung: Beförderung und Vernichtung von Risikomaterial

Rechtsgrundlage: Propuesta de Acuerdo del Consejo de Go-
bierno por el que se concede a la Asociación empresarial «Eus-
kadiko Abere Hiltegien Elkartea» una subvención para el trans-
porte y eliminación de los materiales especificados de riesgo

Haushaltsmittel: 60 Mio. ESP (360 607,26 EUR)

Beihilfeintensität oder -höhe: 75 % der Kosten

Laufzeit: 13. November 2000�13. Juli 2001

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprache(n) finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/sg/sgb/state_aids

Datum der Annahme des Beschlusses: 23.1.2001

Mitgliedstaat: Italien

Beihilfe Nr.: N 789/2000

Titel: Branchenvereinbarung 2000 für Industriekartoffeln und
Beihilfe für die private Lagerhaltung von Speisekartoffeln

Zielsetzung: Einführung einer Branchenvereinbarung für die
Verarbeitung von Kartoffeln (außer Stärkekartoffeln)

Rechtsgrundlage: Articolo 1 della legge 14.8.1982, n. 610

Haushaltsmittel: 11,2 Mrd. ITL (rund 6 Mio. EUR) für die
Anwendung der Branchenvereinbarung. 4,8 Mrd. ITL (rund

2,4 Mio. EUR) für die private Lagerhaltung von Speisekartof-
feln

Beihilfeintensität oder -höhe:

39 ITL/kg (– 20,1 EUR/t) Qualitätsverbesserung (45 ITL/kg
oder rund – 23,2 EUR/t in den mittel- und süditalienischen
Regionen)

17 ITL/kg (– 8,8 EUR/t) Kosten der Erfassungszentren

6 ITL/kg (– 3,1 EUR/t) Aushandlung und Abstimmung der
Vereinbarung

4 ITL/kg (– 2,1 EUR/t) Zertifizierung

3 ITL/kg (– 1,5 EUR/t) Sortenzucht und -vermehrung

3 ITL/kg (– 1,5 EUR/t) Einrichtung eines Fonds für die Durch-
führung von Tätigkeitsprogrammen

1 ITL/kg (– 0,5 EUR/t) Ausstattung eines gemeinsamen Fonds
der Erzeugerverbände UNAPA und Italpatate zur Finanzierung
des Dokumentationszentrums für Kartoffeln CEPA

14 ITL/kg (– 7,2 EUR/t) Private Lagerhaltung von Speisekartof-
feln

4 ITL/kg (– 2,1 EUR/t) Beratung in Kartoffellagerung und ihre
Kontrollen

Laufzeit: Ein Jahr

Andere Angaben:

Für die betreffenden Erzeugnisse ist, obwohl in Anhang I des
Vertrags genannt, keine gemeinsame Marktorganisation vor-
gesehen. Die Kommission ist deshalb laut Vertrag nicht befugt,
Einwände gegen staatliche Beihilfen in diesem Sektor zu erhe-
ben

Die Kommission empfiehlt den italienischen Behörden, die ge-
planten Maßnahmen so zu ändern, dass die Beihilfen nach
Maßgabe der jeweiligen Kosten und unter Einhaltung der
Höchstsätze gewährt werden, die für diese Art von Beihilfen
zulässig sind

Den von vertraulichen Angaben bereinigten Text der Entschei-
dung in der/den verbindlichen Sprache(n) finden Sie unter der
Adresse:

http://europa.eu.int/comm/sg/sgb/state_aids

DE24.2.2001 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 60/3



STAATLICHE BEIHILFE

Aufforderung zur Abgabe einer Stellungnahme gemäß Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag zur Beihilfe
C 64/2000 (ex N 941/96) � Steuerbefreiung für Biokraftstoffe

(2001/C 60/03)

(Text von Bedeutung für den EWR)

Mit Schreiben vom 27. Dezember 2000, das nachstehend in der verbindlichen Sprachfassung abgedruckt
ist, hat die Kommission Frankreich ihre Entscheidung mitgeteilt, wegen der oben genannten Beihilfe das
Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-Vertrag einzuleiten.

Die Kommission fordert alle Beteiligten zur Stellungnahme innerhalb eines Monats nach dem Datum dieser
Veröffentlichung an folgende Anschrift auf:

Europäische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
Direktion H
Rue de la Loi/Wetstraat 200
B-1049 Brüssel
Fax (32-2) 296 98 16.

Alle Stellungnahmen werden Frankreich übermittelt. Jeder, der eine Stellungnahme abgibt, kann unter
Angabe von Gründen schriftlich beantragen, dass seine Identität nicht bekanntgegeben wird.

ZUSAMMENFASSUNG

Auf die Klage des Unternehmens BP Chemicals Ltd (ÐBP�) hin
erklärte das Gericht erster Instanz (EuG) mit Urteil vom
27. September 2000 die Entscheidung der Kommission vom
9. April 1997 (Ðdie Entscheidung�), die eine von Frankreich
mit Schreiben vom 29. November 1996 angemeldete Beihilfe-
regelung für Biokraftstoffe (Pflanzenölester und Ethyl-ter-buty-
lether (ETBE)) für mit dem Gemeinsamen Markt vereinbar er-
klärt hatte, teilweise für nichtig.

Das EuG

� wies die Klage gegen die Entscheidung als unzulässig
zurück, soweit sie sich auf die Kategorie der Ester bezieht,

� und erklärte die Entscheidung für nichtig, soweit sie die
Maßnahmen zugunsten der Kategorie der ETBE betrifft.

Die Kommission hatte in ihrer teilweise für nichtig erklärten
Entscheidung

� die Beihilferegelung geprüft und für mit den Vorschriften
über staatliche Beihilfen vereinbar erklärt,

� festgestellt, dass die angemeldete Regelung die Merkmale
eines Pilotprojekts im Sinne von Artikel 8 Absatz 2 Buch-
stabe d) der Richtlinie 92/81/EWG zur Harmonisierung der
Struktur der Verbrauchsteuern auf Mineralöle aufweist, so
dass sie die von der französischen Regierung geplante Steu-
erbefreiung genehmigen konnte,

� keine Einwände gegen die angemeldete Beihilferegelung
erhoben.

Das EuG gelangte in seinem Urteil zu dem Ergebnis, dass die
Kommission mit ihrer angefochtenen Entscheidung, soweit sie
sich auf die Maßnahmen zugunsten der Kategorie der ETBE
bezieht, die ihr durch Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag über-
tragenen Befugnisse überschritten hat, da die Beihilferegelung
nicht den Voraussetzungen des Artikels 8 Absatz 2 Buchstabe
d) der Richtlinie 92/81/EWG entspricht. Nach Ansicht des EuG
hat die Kommission mit ihrer Feststellung, dass die fragliche
Beihilferegelung als Pilotprojekt zur technologischen Entwick-
lung umweltverträglicherer Produkte anzusehen ist, gegen Ar-
tikel 8 Absatz 2 Buchstabe d) der Richtlinie 92/81/EWG ver-
stoßen.

Unter Randnummer 79 führt das EuG hierzu aus:

Ð. . . ist hervorzuheben, dass, auch wenn die Kommission
der Ansicht wäre, dass die beabsichtigten Maßnahmen als
solche nicht unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt im
Sinne von Artikel 92 [87] EG-Vertrag sind, es ihr diese
Feststellungen nicht gestatten würden, keine Einwände ge-
gen die angemeldete Regelung zu erheben und damit gegen
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d) der Richtlinie 92/81/EWG
zu verstoßen.�

Das EuG kommt demnach zu dem Schluss, dass es nicht mög-
lich ist, keine Einwände gegen eine Regelung wie die von der
französischen Regierung notifizierte zu erheben, die nicht die
Voraussetzungen für eine Anwendung von Artikel 8 Absatz 2
Buchstabe d) der Richtlinie 92/81/EWG erfüllt.

Die Kommission wurde von dem Urteil am 2. Oktober 2000 in
Kenntnis gesetzt.

Gemäß Artikel 233 EG-Vertrag ist die Kommission gehalten,
die sich aus dem Urteil ergebenden Maßnahmen zu ergreifen.
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Was den ETBE-Sektor anbelangt und in Anbetracht der Tatsa-
che, dass die Nichtigkeitserklärung der Kommissionsentschei-
dung, keine Einwände zu erheben, die Erfassung unter Artikel
87 Absatz 3 Buchstabe c) EG-Vertrag aufgehoben hat, befindet
sich das Verwaltungsverfahren wieder auf der Stufe der Vor-
prüfung, die die Kommission mit einer angemessene Entschei-
dung abschließen muss.

Was die Maßnahmen zugunsten der Kategorie der Ester anbe-
langt, so lässt das Urteil den betreffenden Teil der Entscheidung
unberührt mit der Folge, dass die Nichtigerklärung der Ent-
scheidung keine direkten Auswirkungen auf das Verwaltungs-
verfahren hat.

Soweit sich die Beihilferegelung auf die Kategorie der Ester
bezieht, ist sie somit als bestehende Beihilfe anzusehen. Eine
erneute Prüfung der die Kategorie der Ester betreffenden Maß-
nahmen ist daher ohne eine Gefährdung der Rechtssicherheit
Dritter rechtlich nicht möglich.

Die Kommission ist allerdings der Auffassung, dass sie aus
Gründen der Beihilfendisziplin und im Interesse der Richtlinie
92/81/EWG für eine kohärente Behandlung sowohl der Ester
als auch der ETBE zu sorgen hat.

Die Verordnung (EG) Nr. 659/1999 sieht nur einen Fall vor, in
dem eine Entscheidung, keine Einwände zu erheben, widerru-
fen werden kann. Im vorliegenden Fall sind die Voraussetzun-
gen für eine Anwendung von Artikel 9 der Verordnung (EG)
Nr. 659/1999 nicht gegeben (1).

Die Kommission stellt überdies fest, dass keine missbräuchliche
Anwendung von Beihilfen im Sinne des Artikels 16 der Ver-
ordnung (EG) Nr. 659/1999 vorliegt.

Unter diesen Umständen ist die Kommission der Auffassung,
dass eine kohärente Behandlung der Ester und ETBE im Hin-
blick auf die Beihilfendisziplin und die Einhaltung der Richtlinie
92/81/EWG am besten im Wege des Verfahrens nach den Ar-
tikeln 17 bis 19 der Richtlinie (Verfahren bei bestehenden Bei-
hilferegelungen) sichergestellt werden kann. Die Kommission
beabsichtigt in Bezug auf die Kategorie der Ester, dieses Ver-
fahren parallel zum Verfahren nach Artikel 88 Absatz 2 EG-
Vertrag einzuleiten.

Der 1996 angemeldeten Regelung zufolge beabsichtigte Frank-
reich, für bestimmte Produkte aus pflanzlichen Rohstoffen, die
Brenn- oder Kraftstoffen zugesetzt werden sollen, die Mineral-
ölsteuer zu ermäßigen. Die Steuerentlastung wird für Produkte
unabhängig von der Art und Weise ihrer Erzeugung oder des
Pflanzenrohstoffs, aus dem sie gewonnen werden, gewährt. Ziel
ist es, Brenn- und Kraftstoffen eine begrenzte Menge an Bio-
kraftstoffen zuzusetzen.

Diese Maßnahme gilt für ETBE (und für Pflanzenölester), deren
Alkoholanteil pflanzlichen Ursprungs ist.

Für das Inverkehrbringen dieser Produkte soll, soweit die jähr-
lich hierfür vorgesehenen Mittel dies erlauben, eine vollständige
oder teilweise Befreiung von der Mineralölsteuer gewährt wer-

den, um die Mehrkosten teilweise auszugleichen, die bei der
Produktion dieser Erzeugnisse im Vergleich zu Erzeugnissen
fossilen Ursprungs anfallen. Diese Mehrkosten werden anhand
der durchschnittlichen Gestehungskosten der in Frankreich ver-
markteten Biokraftstoffe ermittelt.

Es gibt einen Entlastungssatz für die Kategorie der ETBE (und
einen für die Kategorie der Ester). Die Anwendung eines eige-
nen Entlastungssatzes für jede Kategorie ergibt sich aus dem
Umstand, dass die Kategorien unterschiedliche Merkmale, Pro-
duktionskosten und Anwendungsmöglichkeiten aufweisen. Der
Satz wird durch die jährlich von der französischen National-
versammlung verabschiedeten Finanzgesetze festgesetzt. Die
Höchstmenge der Biokraftstoffe, für die die Ermäßigung in
Anspruch genommen werden kann, bestimmt sich nach der
für die Steuerermäßigung vorgesehenen Mittelausstattung.

In Artikel 25 des Finanzkorrekturgesetzes für 1997 (2) sah die
Französische Republik eine teilweise Befreiung von der Mineral-
ölsteuer vor, die auf 230 FRF/hl für Pflanzenölester als Zusatz
für Heiz- und Dieselöl und auf 329,50 FRF/hl für den Alkohol-
gehalt der Derivate von Ethylalkohol (insbesondere ETBE) land-
wirtschaftlichen Ursprungs als Zusatz für Superbenzin und
Benzin festgesetzt wurde. Diese Steuerbefreiung erhalten Pro-
duktionsbetriebe, die von den französischen Behörden auf-
grund eines im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver-
öffentlichten Aufforderungsverfahrens zur Einreichung von Be-
werbungen zugelassen worden sind.

Im Amtsblatt vom 19. November 1997 (3) wurde eine Auffor-
derung zur Einreichung von Bewerbungen für die Zulassung
von Anlagen zur Herstellung von Biokraftstoffen für eine
Höchstgesamtmenge von 350 000 t Ester und 270 000 t
ETBE veröffentlicht. Mit Schreiben vom 18. Februar 1998 teil-
ten die französischen Behörden der Kommission den Wortlaut
und die Ergebnisse dieser Aufforderung zur Einreichung von
Bewerbungen mit. Im Rahmen der Kategorie der ETBE gingen
vier Anträge auf Zulassung für eine jährliche Gesamtmenge
von 227 600 t ein.

Die Steuerbefreiung für die zugelassenen Mengen gilt für Bio-
kraftstoffe, die den in den Erlassen festgelegten technischen
Spezifikationen entsprechen und in den in Frankreich zugelas-
senen Betrieben innerhalb der zugelassenen Höchstmenge her-
gestellt werden.

Der Begriff ÐBiokraftstoff� ist ein Oberbegriff, der streng ge-
nommen nur Brennstoffe biologischen, nichtfossilen Ursprungs
umfasst. Er wird außerdem allgemein zur Bezeichnung ge-
mischter Kraftstoffe verwendet, die sowohl Bestandteile fossilen
Ursprungs als auch Biokraftstoff im engeren Sinne enthalten.

Die Biokraftstoffe im weiteren Sinne, um die es vorliegend geht,
können somit in zwei große Gruppen eingeteilt werden: in
Ethanol, das als solches als Kraftstoff verwendet wird, wenn
auch gegenwärtig nur im Versuchsstadium, und in Bioadditive
für Kraftstoffe, die deren Oktangehalt erhöhen sollen. Die letz-
tere Gruppe lässt sich weiter in zwei Untergruppen aufteilen: in
Bioadditive für Dieselöl und in Bioadditive für Benzin.
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Synthetisches Ethanol und Bioethanol sind technisch austausch-
bar, sofern die Herstellung von Bioethanol ausreichenden Qua-
litätsanforderungen genügt. Die Hersteller von Spirituosen und
Essig (Sektor ÐTrinkalkohol�) verwenden jedoch hauptsächlich
aus Traditionsgründen nur Bioethanol. In den Sektoren, in de-
nen denaturierter Alkohol verwendet wird, z. B. bei Lösungs-
mitteln und Chemieerzeugnissen, konkurrieren Bioethanol und
synthetisches Ethanol direkt miteinander.

Für die Entwicklung der Biokraftstoffe sprechen zahlreiche Ar-
gumente. Als erstes ist die Verringerung der Abhängigkeit vom
Erdöl in der Energieversorgung zu nennen. Anschließend folgen
die Verbesserung der Leistungsfähigkeit der derzeitigen Kraft-
stoffe, der Umweltschutz durch die Reduzierung bestimmter
Schadstoffe sowie die Valorisierung der Landwirtschaft entspre-
chend den Leitlinien der Gemeinsamen Agrarpolitik.

Im Wesentlichen geht es hier um die Kategorie Ethanol und das
Derivat ETBE sowie um die Kategorie der Methylester. Erstere
werden Benzin zugesetzt, letztere dienen als Additive für
Dieselkraftstoff.

Aus den obengenannten Motiven haben sich einige Mitglied-
staaten auf Versuche mit Biokraftstoffen und deren Herstellung
eingelassen. Hauptproduzenten sind Deutschland, Österreich,
Belgien, Frankreich, Italien und Spanien. Schweden hat gerade
eine Beihilferegelung eingeführt, die einen beschränkteren Um-
fang hat als die französische.

Im Sektor der Biokraftstoffe herrscht Handel und somit ein
Wettbewerb zwischen den Mitgliedstaaten. Selbstverständlich
konkurrieren die Biokraftstoffe mit den meisten Kraft- und
Brennstoffen fossilen Ursprungs.

Insbesondere konkurriert ETBE mit Methyl-ter-butylether
(MTBE), der aus normalerweise aus natürlichem Gas hergestell-
tem Methanol gewonnen wird, weshalb die Produktionskosten
ungefähr um die Hälfte niedriger sind als bei ETBE. Beide
Erzeugnisse sind vollständig substituierbar; sie dienen dazu,
den Oktangehalt von bleifreiem Benzin zu erhöhen.

Der Handel zwischen Frankreich und den anderen Mitgliedstaa-
ten lässt sich wie folgt beziffern (in Euro):

Ausfuhren 1995 Einfuhren 1995

47 187 950 20 254 050

Hieraus folgt, dass eine Maßnahme, mit der der Staat bestimm-
ten Unternehmen eine Steuerbefreiung gewährt, die zwar kei-
nen direkten Transfer staatlicher Mittel beinhaltet, aber die Be-
günstigten in eine günstigere Lage versetzt als andere Steuer-
zahler, eine staatliche Beihilfe im Sinne von Artikel 87 Absatz
1 EG-Vertrag darstellt.

Da Biokraftstoffe als Zusatz- oder Ersatzstoffe mit Kraft- und
Brennstoffen fossilen Ursprungs konkurrieren und sie Gegen-
stand des innergemeinschaftlichen Handels sind, können die
fraglichen Beihilfen zu einer Beeinträchtigung dieses Handels
und einer Verfälschung des Wettbewerbs führen.

Da überdies die Steuerentlastung auf der durchschnittlichen
Differenz zwischen den Produktionskosten für Biokraftstoffe
und den Produktionskosten für Kraftstoffe fossilen Ursprungs
beruht, ist nicht auszuschließen, dass besonders leistungsfähige

Biokraftstoff-Hersteller übermäßig von dieser Differenz profitie-
ren (4). Diese Beihilfen fallen daher in den Anwendungsbereich
von Artikel 87 Absatz 1 EG-Vertrag.

Die Ausnahmeregelungen des Artikels 87 Absatz 2 EG-Vertrag
finden auf diese Steuerbefreiung keine Anwendung, da es sich
weder um eine Beihilfe sozialer Art an einzelne Verbraucher
handelt noch um eine Beihilfe zur Beseitigung von durch Na-
turkatastrophen verursachten Schäden, noch um eine Beihilfe
zum Ausgleich der durch die Teilung Deutschlands verursach-
ten wirtschaftlichen Nachteile.

Auch die Ausnahmeregelungen des Artikels 87 Absatz 3 Buch-
staben a), b) und d) finden keine Anwendung, da die Beihilfen
weder zum Ausgleich wirtschaftlicher Nachteile in bestimmten
Regionen dienen noch zur Förderung wichtiger Vorhaben von
gemeinsamem europäischem Interesse, noch zur Förderung der
Kultur und der Erhaltung des kulturellen Erbes.

Es bleibt demnach zu prüfen, ob die fraglichen Beihilfen für die
Ausnahmeregelung des Artikels 87 Absatz 3 Buchstabe c) in
Betracht kommen, d. h. ob sie zur Förderung der Entwicklung
gewisser Wirtschaftszweige bestimmt sind und die Handels-
bedingungen nicht in einer Weise verändern, die dem gemein-
samen Interesse zuwiderläuft.

Da die Beihilferegelung die Entwicklung eines Wirtschafts-
zweigs bewirkt, dessen Förderung auch auf Gemeinschaftsebene
angestrebt wird, ist sicherzustellen, dass die Regelung den Han-
del nicht in einer Weise verändert, die dem gemeinsamen In-
teresse entgegensteht. Die Ausnahmeregelung des Artikels 87
Absatz 3 Buchstabe c) ist nur dann anwendbar, wenn die be-
treffende Regelung objektive Kriterien für die Zulassung der
interessierten Unternehmen vorsieht (d. h. die Möglichkeit, ei-
nen Antrag auf Zulassung zu stellen) und den Behörden bei der
Auswahl der Produktionsbetriebe, die die Steuerentlastung in
Anspruch nehmen können, kein Ermessen zusteht. Die Kom-
mission muss sich überdies vergewissern, dass die durch die
Beihilferegelung begünstigte Steigerung der Bioethanol-Produk-
tion keine Wettbewerbsverzerrungen gegenüber synthetischem
Ethanol hervorruft.

Angesichts der obigen Überlegungen ist die Kommission in
ihrer vorläufigen Einschätzung auf Grundlage der zur Ver-
fügung stehenden Informationen der Meinung, dass die Beihil-
feregelung weder diskriminierende Elemente in Bezug auf die
Berechtigungskriterien enthält noch diskretionäre Elemente be-
züglich der Auswahl der Begünstigten oder der Gewährung von
Genehmigungen.

Was die Auswirkungen der Beihilferegelung auf den Ethanol-
Markt anbelangt, sieht sich die Kommission mit unterschiedli-
chen Behauptungen über die Evolution des Marktes konfron-
tiert; andererseits zeigen die zur Verfügung stehenden Informa-
tionen nicht, dass eine rasche und beträchtliche Steigerung der
Bioethanol-Produktion Wettbewerbsverzerrungen gegenüber
synthetischem Ethanol hervorrufen kann.
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(4) Die Verwendung eines einheitlichen Entlastungssatzes für jede Ka-
tegorie begünstigt ohne Zweifel die leistungsstärksten Produzenten.
Andererseits geht von dem einheitlichen Satz eine Anreizwirkung
für die anderen Produzenten aus, da die steuerliche Entlastung die
Kostendifferenz zu den fossilen Kraftstoffen umso stärker ausgleicht,
je konkurrenzfähiger der Hersteller ist.



Solange der Kommission keine näheren Angaben bezüglich
dieser Entwicklung vorliegen, behält sie sich vor, keine Stellung
zu der Frage zu beziehen, ob die von den französischen Be-
hörden angemeldete Beihilferegelung den Wettbewerb nicht
verfälscht oder den Handel in einer Weise beeinträchtigt, die
dem gemeinsamen Interesse zuwiderläuft.

Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d) der Richtlinie 92/81/EWG
bestimmt Folgendes:

ÐUnbeschadet anderer Gemeinschaftsvorschriften können
die Mitgliedstaaten uneingeschränkte oder eingeschränkte
Steuerbefreiungen oder Steuersatzermäßigungen für Mine-
ralöle gewähren, welche unter Steueraufsicht verwendet
werden [. . .] bei Pilotprojekten zur technologischen Ent-
wicklung umweltverträglicherer Produkte und insbesondere
in Bezug auf Kraftstoffe aus erneuerbaren Rohstoffen;�

Das EuG kommt in seinem Urteil zu dem Schluss, dass die
Kommission mit ihrer Entscheidung, soweit sie die Kategorie
der ETBE betrifft, die ihr durch Artikel 88 Absatz 3 EG-Vertrag
übertragenen Befugnisse überschritten hat, da die Beihilferege-
lung nicht den Voraussetzungen des Artikel 8 Absatz 2 Buch-
stabe d) der Richtlinie 92/81/EWG entspricht. Nach Auffassung
des EuG hat die Kommission mit ihrer Entscheidung, dass die
fragliche Beihilferegelung als Pilotprojekt zur technologischen
Entwicklung umweltverträglicherer Produkte anzusehen ist, ge-
gen Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d) der Richtlinie 92/81/EWG
verstoßen.

Unter Randnummer 79 führt der EuG aus:

Ð. . . ist hervorzuheben, dass, auch wenn die Kommission
der Ansicht wäre, dass die beabsichtigten Maßnahmen als
solche nicht unvereinbar mit dem Gemeinsamen Markt im
Sinne von Artikel 92 [87] EG-Vertrag sind, es ihr diese
Feststellungen nicht gestatten würden, keine Einwände ge-
gen die angemeldete Regelung zu erheben und damit gegen
Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d) der Richtlinie 92/81/EWG
zu verstoßen.�

Die von Frankreich vorgeschlagene Regelung geht somit in
ihrer derzeitigen Fassung über den Rahmen eines Pilotprojekts
wie vom EuG ausgelegt hinaus. Daher ist zu schließen, dass die
angemeldete Regelung nicht die Merkmale eines Pilotprojekts
im Sinne von Artikel 8 Absatz 2 Buchstabe d) der Richtlinie
92/81/EWG aufweist.

Weil die neue Regelung nicht als Pilotprojekt anzusehen ist, ist
die Anwendung der Steuerentlastung nicht in Einklang mit
diesem Artikel.

Die Kommission erinnert daran, dass Artikel 8 Absatz 4 der
Richtlinie 92/81/EWG vorsieht, dass der Rat auf Vorschlag der
Kommission einstimmig einen Mitgliedstaat ermächtigen kann,
weitere Steuerbefreiungen oder Ermäßigungen aus besonderen
politischen Erwägungen zu gewähren. Um dies zu tun, muss
ein Mitgliedstaat insbesondere die Kommission davon informie-
ren. Mit Schreiben von 17. November 2000 hat Frankreich eine
Befreiung nach Artikel 8 Absatz 4 der Richtlinie 92/81/EWG
zugunsten von Biokraftstoffen (Pflanzenölester und Ethyl-ter-
butylether (ETBE)) beeintragt.

WORTLAUT DES SCHREIBENS

ÐPar la prØsente, la Commission a l’honneur d’informer la
France que, suite à l’arrŒt du Tribunal de premiŁre instance
des CommunautØs europØennes (ci-aprŁs dØnommØ «Tribunal
de premiŁre instance») du 27 septembre 2000 dans l’affaire
T-184/97, elle a dØcidØ d’ouvrir la procØdure prØvue à l’article
88, paragraphe 2, du traitØ CE à l’encontre de certaines
mesures notifiØes par les autoritØs françaises dans le cadre de
la procØdure citØe en objet.

I. INTRODUCTION

1. Suite à un recours introduit par la sociØtØ BP Chemicals Ltd
(ci-aprŁs dØnommØe «BP»), le Tribunal de premiŁre instance,
par son arrŒt du 27 septembre 2000, a annulØ partielle-
ment la dØcision de la Commission du 9 avril 1997
(ci-aprŁs dØnommØe «la dØcision») qui avait dØclarØ compa-
tible avec le marchØ commun un rØgime d’aides aux
biocarburants (esters d’huiles vØgØtales et Øthyl-tertio-butyl-
Øther ou ETBE) notifiØ par la France par lettre du 29
novembre 1996.

2. L’arrŒt du Tribunal de premiŁre instance:

� rejette comme irrecevable le recours dirigØ contre la
partie de la dØcision portant sur la filiŁre esters,

� annule la dØcision en ce qu’elle porte sur les mesures
concernant la filiŁre ETBE.

3. Dans la dØcision partiellement annulØe, la Commission
avait:

� d’une part, examinØ et, ensuite, constatØ la compatibi-
litØ du rØgime d’aides à la lumiŁre des rŁgles en matiŁre
d’aides d’État,

� d’autre part, dØclarØ que le rØgime notifiØ avait les
caractØristiques d’un projet pilote au sens de l’article
8, paragraphe 2, point d), de la directive 92/81/CEE
concernant l’harmonisation des structures des droits
d’accises sur les huiles minØrales, ce qui a permis à la
Commission d’autoriser la France a mettre en �uvre la
dØtaxation proposØe,

� dØcidØ de ne pas soulever d’objections au rØgime
notifiØ.

4. L’arrŒt du Tribunal de premiŁre instance considŁre que, en
adoptant la dØcision attaquØe, en ce qu’elle porte sur les
mesures du rØgime concernant la filiŁre ETBE, la Commis-
sion a excØdØ les pouvoirs qui lui sont confØrØs par l’article
88, paragraphe 3, du traitØ CE, car ce rØgime d’aides ne
rØpond pas aux exigences posØes par l’article 8, paragraphe
2, point d), de la directive 92/81/CEE. En particulier, le
Tribunal de premiŁre instance estime que, en dØcidant
que le rØgime d’aides en question devait Œtre considØrØ
comme un projet pilote visant au dØveloppement techno-
logique de produits moins polluants, la Commission a violØ
l’article 8, paragraphe 2, point d), de la directive
92/81/CEE.
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5. Dans son point 79, l’arrŒt indique:

«mŒme si la Commission devait Œtre amenØe à estimer que
les mesures projetØes ne sont pas en tant que telles incom-
patibles avec le marchØ commun au sens de l’article 92
[87] du traitØ, de telles constatations ne lui permettraient
pas pour autant de s’abstenir de soulever des objections
contre le rØgime notifiØ et de mØconnaître, de ce fait,
l’article 8, paragraphe 2, point d), de la directive
92/81/CEE.»

6. En d’autres termes, avec son arrŒt, le Tribunal de premiŁre
instance indique qu’il n’est pas possible de ne pas soulever
d’objections à l’encontre d’un rØgime, tel le rØgime notifiØ
par les autoritØs françaises, qui ne remplit pas les condi-
tions d’application de l’article 8, paragraphe 2, point d), de
la directive 92/81/CEE.

II. ASPECTS PROCÉDURAUX

7. Par lettre du 29 novembre 1996, le gouvernement français
a notifiØ à la Commission, conformØment à l’article 93,
paragraphe 3, du traitØ CE, selon la numØrotation en
vigueur à l’Øpoque, un projet de dØfiscalisation limitØe
des biocarburants.

8. Par lettre du 28 avril 1997 [SG(97) D/3266], la Commis-
sion a notifiØ aux autoritØs françaises sa dØcision de ne pas
soulever d’objections au titre des dispositions relatives aux
aides d’État à l’Øgard de l’exonØration de la taxe intØrieure
sur les produits pØtroliers que la France entendait accorder
à certains volumes d’ETBE et d’esters mØthyliques.

9. Par requŒte dØposØe au greffe du Tribunal de premiŁre
instance le 20 juin 1997, BP Chemicals Ltd a introduit
un recours à l’encontre de la dØcision de la Commission.

10. Le Tribunal de premiŁre instance a, par son arrŒt du 27
septembre 2000, dØclarØ et arrŒtØ ce qui suit:

«1) Le recours, dirigØ contre la dØcision de la Commission
du 9 avril 1997 [SG(97) D/3266] relative à un rØgime
d’aides aux biocarburants français, en ce que cette dØci-
sion porte sur les mesures applicables à la filiŁre esters,
est rejetØ comme irrecevable.

2) La dØcision attaquØe, en ce qu’elle porte sur les mesures
concernant la filiŁre ETBE, est annulØe.»

11. L’arrŒt a ØtØ notifiØ à la Commission le 2 octobre 2000.

12. ConformØment à l’article 233 du traitØ CE, la Commission
est tenue de prendre les mesures que comporte l’exØcution
de l’arrŒt du Tribunal de premiŁre instance.

13. Pour les mesures concernant la filiŁre ETBE, et compte tenu
de ce que l’annulation de la dØcision prØcitØe a supprimØ la
couverture de l’autorisation au titre de l’article 87, para-
graphe 3, point c), du traitØ CE, la procØdure administrative
se trouve ramenØe à la phase d’examen prØliminaire que la
Commission doit conclure par une dØcision appropriØe.

14. En ce qui concerne les mesures concernant la filiŁre esters,
l’arrŒt laisse formellement intacte la partie de la dØcision s’y
rapportant. Par consØquent, l’annulation de la dØcision n’a
pas des consØquences directes sur le plan de la procØdure
administrative.

15. De ce fait, la partie du rØgime se rapportant à la filiŁre
esters doit Œtre considØrØe comme une aide existante. DŁs
lors, un nouvel examen prØliminaire des mesures portant
sur la filiŁre esters n’est pas juridiquement envisageable
sans porter atteinte à la sØcuritØ juridique des tiers.

16. Or, la Commission considŁre qu’elle se doit d’assurer un
traitement cohØrent des deux filiŁres du point de vue de la
discipline des aides d’État ainsi que du respect des dispo-
sitions de la directive 92/81/CEE.

17. Le rŁglement (CE) no 659/1999 seulement prØvoit un cas
oø une dØcision de ne pas soulever d’objections peut Œtre
rØvoquØe. Dans le cas prØsent, les conditions d’applica-
tion (5) de l’article 9 du rŁglement (CE) no 659/1999 ne
sont pas rØunies.

18. La Commission note, Øgalement, qu’il n’y a pas d’applica-
tion abusive d’une aide dans le sens de l’article 16 du
rŁglement (CE) no 659/1999.

19. Dans ces circonstances, la Commission considŁre que la
procØdure la plus appropriØe pour assurer la cohØrence
dans le traitement des deux filiŁres du point de vue de la
discipline des aides d’État ainsi que du respect des dispo-
sitions de la directive 92/81/CEE est celle qui est prØvue
aux articles 17 à 19 (procØdure relative aux rØgimes d’aides
existants) du rŁglement (CE) no 659/1999. Pour la filiŁre
esters, la Commission envisage d’entamer cette procØdure
simultanØment à l’ouverture de la procØdure de l’article 88,
paragraphe 2, du traitØ CE.

III. LA MESURE EN CAUSE: LA RÉDUCTION DE LA TAXE INTÉ-
RIEURE SUR LES PRODUITS PÉTROLIERS (TIPP) EN
FAVEUR DE L’ETBE

20. Sur la base du rØgime notifiØ en 1996, la France envisageait
d’accorder une rØduction de la taxe intØrieure sur les
produits pØtroliers (ci-aprŁs dØnommØe TIPP) à certains
produits obtenus à partir de matiŁres premiŁres vØgØtales
et destinØs à Œtre incorporØs dans des carburants ou des
combustibles. La dØfiscalisation est accordØe à ces produits
indØpendamment du mode de culture ou du type de
matiŁre premiŁre vØgØtale servant à les produire. L’objectif
de ce dispositif est l’introduction d’une quantitØ limitØe de
biocarburants dans les carburants pour vØhicules à moteur
et dans le fioul domestique.

21. Ce dispositif est ouvert à l’ETBE (et aux esters d’huiles
vØgØtales) dont la composante «alcool» est d’origine vØgØ-
tale.
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(5) Il s’agit du cas oø la dØcision reposait sur des informations inexactes
transmises au cours de la procØdure et d’une importance dØtermi-
nante pour la dØcision.



22. La mise sur le marchØ des produits visØs bØnØficie d’une
exonØration totale ou partielle de la TIPP, dans la limite
d’une enveloppe annuelle, afin de compenser pour partie le
surcoßt de production qu’ont ces produits par rapport à
ceux d’origine fossile. Ce surcoßt est ØvaluØ en fonction des
prix de revient moyens des biocarburants commercialisØs
en France.

23. Il y a un taux d’exonØration pour l’ETBE (et pour les esters
d’huiles vØgØtales). L’application d’un taux spØcifique à
chaque filiŁre dØcoule du fait que ces filiŁres prØsentent
des caractØristiques, des coßts de production et des utilisa-
tions diffØrents. Le taux applicable à chaque filiŁre est fixØ
par les lois de finances annuelles adoptØes par le Parlement
français. En fonction de l’enveloppe budgØtaire allouØe à
cette rØduction, le volume maximal de biocarburants
pouvant en bØnØficier pourra Œtre dØterminØ.

24. Dans la loi de finances rectificative pour 1997 (6), la RØpu-
blique française a prØvu, à l’article 25, une exonØration
partielle de la TIPP fixØe, d’une part, à 230 francs français
(FRF) par hectolitre pour les esters d’huile vØgØtale incor-
porØs au fioul domestique et au gazole et, d’autre part, à
329,50 FRF par hectolitre pour le contenu en alcool des
dØrivØs de l’alcool Øthylique (notamment l’ETBE) d’origine
agricole incorporØs aux supercarburants et aux essences.
Cette exonØration fiscale bØnØficie aux unitØs de production
agrØØes par les autoritØs françaises sur procØdure d’appel à
candidatures publiØe au Journal officiel des CommunautØs
europØennes.

25. Par ailleurs, en fonction des gains de productivitØ qui
seront obtenus par ces filiŁres ainsi que de l’Øvolution de
la rØglementation en matiŁre d’incorporation de biocarbu-
rants dans les carburants et combustibles, les taux de
rØduction de la TIPP doivent Œtre adaptØs à la baisse.

26. Le bØnØfice de cette exonØration de la TIPP est accordØ aux
unitØs (sites) de production de biocarburants agrØØes par les
autoritØs françaises à la suite d’une procØdure d’appel à
candidatures publiØe au Journal officiel des CommunautØs
europØennes. Cet agrØment autorise les unitØs en question
à mettre sur le marchØ en France un volume dØfini de
biocarburants qui bØnØficiera de l’exonØration fiscale
prØvue par la loi de finances annuelle.

27. Les critŁres d’ØligibilitØ pour demander l’agrØment sont les
suivants: l’unitØ de production doit:

� Œtre à jour de ses obligations sociales et fiscales vis-à-vis
du pays sur le territoire duquel elle est installØe,

� Œtre en conformitØ avec la rØglementation en matiŁre
d’environnement du pays sur le territoire duquel elle est
installØe,

� fournir un rapport technique descriptif de ses installa-
tions de biocarburants et dØmontrer sa capacitØ à
produire un carburant rØpondant aux spØcifications
techniques reprises dans l’avis. Pour preuve de cette
capacitØ, des Øchantillons seront prØlevØs,

� remettre un rapport dØtaillØ des activitØs de l’unitØ au
cours des trois derniers exercices, en spØcifiant la
production de biocarburants et les autres activitØs
chimiques de l’unitØ ainsi qu’en situant cette unitØ par
rapport à l’activitØ du site industriel auquel elle appar-
tient Øventuellement,

� faire Øtat des investissements rØalisØs spØcifiquement en
vue de la production de biocarburants (caractØristiques
techniques et montants financiers),

� s’engager à assurer la mise sur le marchØ de ces biocar-
burants sur les territoires français conformØment aux
dispositions des arrŒtØs,

� s’engager à fournir tous les six mois un rapport sur les
conditions de production des biocarburants, les
contrôles de qualitØ effectuØs et leurs rØsultats ainsi
que mentionner dans les contrats de vente de biocar-
burants l’obligation faite aux acheteurs de rØaliser un
suivi technique de la mise sur le marchØ et de l’utilisa-
tion des biocarburants commercialisØs en France,

� indiquer le volume et le type (ETBE ou ester d’huile
vØgØtale) pour lequel l’agrØment est sollicitØ.

28. Les volumes pour lesquels une unitØ peut demander un
agrØment sont dØterminØs en fonction des critŁres suivants:

� pour les unitØs dØjà en activitØ et ayant rØguliŁrement
commercialisØ des biocarburants, seront retenues les
capacitØs de production de ces sites permettant une
production effective et rØguliŁre de biocarburants (7),
sauf si les unitØs sont dØjà en activitØ et ont obtenu
prØcØdemment un agrØment dans un État membre, sans
pour autant produire à hauteur de cet agrØment. Dans
ce cas, elles ne peuvent solliciter un agrØment pour un
volume supØrieur à leur production passØe effective,
sauf à pouvoir justifier d’une augmentation de capacitØ
de production du fait d’investissements nouveaux spØci-
fiques à la production de biocarburants. L’annØe de plus
forte production parmi les trois derniŁres annØes sera
prise en compte à cette fin,

� pour les unitØs rØcentes et spØcifiquement construites
dont la montØe en charge est en cours, la capacitØ
technique de production des sites sera prise en consi-
dØration. Sont visØs par ce critŁre les investissements
rØalisØs depuis moins de trois ans,
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(6) Loi 97-1239, du 29 dØcembre 1997, Journal officiel de la RØpublique
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rØguliŁre, qu’elles aient bØnØficiØ ou non d’agrØments d’un État
membre.



� une unitØ amØnagØe pour produire des biocarburants
sans investissement nouveau, mais n’en ayant jamais
produit à ce jour, pourra bØnØficier, durant une
premiŁre pØriode «test», d’agrØment pour un volume
maximal de 5 000 tonnes par an. Ce volume sera
attribuØ pour le premier appel à candidatures (en cas
de demande recevable), dŁs qu’un second appel à candi-
datures sera lancØ, l’unitØ de production en question
pourra prØsenter des demandes pour des volumes
complØmentaires si, lors de l’exercice du ou des exer-
cices prØcØdents elle a mis sur le marchØ en France les
quantitØs agrØØes,

� les opØrateurs qui vont rØaliser des investissements
nouveaux de production de biocarburants pourront
solliciter un agrØment pour la capacitØ technique envi-
sagØe dŁs lors que ces projets auront ØtØ engagØs de
façon irrØvocable au jour de la demande d’agrØment.
Cet agrØment ne sera dØfinitivement acquis qu’aprŁs
construction et mise en activitØ de l’unitØ faisant
l’objet du projet. Selon les autoritØs françaises,
l’exigence et la gestion de ce caractŁre irrØvocable
sont analogues à celles retenues dans le rŁglement
(CE) no 1868/94 du Conseil du 27 avril 1994 instituant
un rØgime de contingentement pour la production de
fØcule de pomme de terre (8).

L’article 2 de ce rŁglement prØvoit «qu’une rØserve
maximale de 100 000 tonnes est crØØe afin de
couvrir la production rØalisØe en Allemagne au cours
de la campagne 1996/1997 à condition qu’une telle
production dØcoule d’investissements engagØs de façon
irrØversible avant le 31 dØcembre 1994». De mŒme, la
France Øtudiera, en adoptant une dØmarche analogue à
celle que la Commission a adoptØe dans le cadre de ce
rŁglement, le caractŁre irrØversible du projet d’unitØ
prØsentØ.

29. Les agrØments accordØs seront validØs chaque annØe, les
opØrateurs agrØØs devant apporter chaque annØe la preuve:

� qu’ils disposent d’un approvisionnement en matiŁre
vØgØtale en adØquation avec leur agrØment et que les
volumes produits l’annØe prØcØdente ont bien mis en
�uvre exclusivement des matiŁres premiŁres vØgØtales,

� qu’ils ont mis sur le marchØ en France un volume de
biocarburants rØpondant aux spØcifications françaises
Øgal au volume mentionnØ dans leur agrØment.

30. Un avis d’appel à candidatures pour l’agrØment des unitØs
de production de biocarburants, ouvert pour des volumes
maximaux de 350 000 tonnes d’esters et de 270 000
tonnes d’ETBE, a ØtØ publiØ au Journal officiel du 19
novembre 1997 (9). Par lettre du 18 fØvrier 1998, les auto-
ritØs françaises ont communiquØ à la Commission la teneur
et les rØsultats de l’appel à candidatures prØcitØ. Quatre

demandes d’agrØment ont ØtØ dØposØes, pour un volume
total de 227 600 tonnes par an dans le cadre de la filiŁre
ETBE.

31. L’exonØration fiscale des volumes agrØØs de biocarburants
est ouverte aux biocarburants rØpondant aux spØcifications
techniques explicitØes dans les arrŒtØs et produits dans les
unitØs agrØØes par la France, dans la limite du volume
agrØØ. Seul l’ETBE (et les esters d’huiles vØgØtales) peuvent
bØnØficier de l’exonØration fiscale et doivent Œtre mØlangØs
aux carburants et/ou aux combustibles dans des entrepôts
fiscaux de production ou de stockage situØs dans l’Union
europØenne.

32. Aucune production ne peut Œtre sous-traitØe. La production
d’une unitØ doit faire l’objet d’un contrôle par l’autoritØ
compØtente dØsignØe par l’État de production en accord
avec la France, et toute production destinØe au marchØ
français doit faire l’objet d’une dØlivrance par cette autoritØ
d’un certificat de production, qui doit obligatoirement
accompagner les biocarburants et Œtre prØsentØ au bureau
de douane auquel est rattachØ l’entrepôt fiscal dans lequel
sera effectuØ le mØlange.

33. Le taux d’exonØration figure sur le certificat d’exonØration.
Celui-ci permet de mettre à la consommation, à un taux
rØduit d’accises, le mŒme volume de carburant ou de
combustible que celui de biocarburant qui y est inscrit.

34. Les unitØs agrØØes ne doivent percevoir aucune aide, dont
des aides à la production, incompatibles au sens de l’article
87 du traitØ au titre de leur activitØ de production de
biocarburants.

35. Les agrØments dØlivrØs aux unitØs retenues auront une
durØe de validitØ de neuf ans ou de trois ans. Le type
d’agrØment octroyØ est fonction, d’une part, de l’impor-
tance des investissements matØriels rØalisØs en vue de la
production de biocarburants et de leur degrØ d’amortisse-
ment par rapport à la capacitØ de production de biocarbu-
rants du site considØrØ et, d’autre part, de l’importance de
l’activitØ de la production de biocarburant par rapport à
l’activitØ totale du site dans le secteur de la chimie.

36. Pour mesurer les investissements rØalisØs, le ratio «actifs
immobilisØs nets (10)/capacitØ de production» appliquØ à
l’atelier de production de biocarburants est utilisØ. En ce
qui concerne ce ratio, les autoritØs françaises distinguent
deux catØgories d’unitØs (11), celles avec des ratios supØ-
rieurs à 2 000 FRF par tonne pour la filiŁre ETBE (et à
700 FRF par tonne pour la filiŁre ester) et celles avec des
ratios de l’ordre de 400 FRF par tonne. Des valeurs supØ-
rieures au seuil de 2 000 FRF par tonne pour la filiŁre
ETBE (et de 700 FRF par tonne pour la filiŁre ester) sont
retenues pour l’octroi d’un agrØment de neuf ans. En
dessous de ce seuil, l’agrØment est de trois ans.
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37. Pour mesurer l’importance de l’activitØ biocarburants, le
ratio «activitØ biocarburants/activitØ chimique du site
(biocarburants + chimie)» est pris en compte.

38. Un seul type d’agrØment est accordØ par unitØ de produc-
tion. Il n’est donc pas possible qu’une unitØ ayant fait des
investissements spØcifiques rØcents reçoive un agrØment de
trois ans pour sa production passØe et un agrØment de neuf
ans pour le volume issu desdits investissements. C’est
l’ensemble des caractØristiques techniques (actifs immobi-
lisØs nets, capacitØ de production et importance de l’activitØ
biocarburants par rapport à l’activitØ totale du site) à la
date de la demande d’agrØment qui permet de dØterminer
le type d’agrØment.

39. À la fin de la pØriode de validitØ de l’agrØment, la France
pourra soit rØduire d’autant le volume de biocarburants
bØnØficiant du dispositif, soit ouvrir une nouvelle procØ-
dure d’avis, pour le volume libØrØ. Si un producteur n’est
pas en mesure de fournir les volumes pour lesquels il a
reçu l’agrØment, celui-ci lui sera retirØ.

40. Quant à la sØlection des projets, elle est effectuØe par les
ministŁres de l’agriculture, de la pŒche et de l’alimentation,
de l’Øconomie et des finances, aprŁs avis d’une commission
dØsignØe par le Premier ministre à cet effet. Le nombre
d’entreprises sØlectionnØes et les volumes d’agrØment qui
leur seront attribuØs sont dØcidØs par ces ministŁres, qui
tiennent compte, à cet effet, des critŁres ØnoncØs et des
enveloppes d’exonØration fiscale disponibles.

41. Au cas oø les enveloppes d’exonØration fiscale ne seraient
pas suffisantes pour couvrir l’ensemble des quantitØs rela-
tives aux projets sØlectionnØs, les agrØments sont accordØs
au prorata (volume) des demandes jugØes recevables.

42. Dans le cas oø une entreprise s’estimerait lØsØe, un recours
gracieux peut Œtre dØposØ auprŁs des ministŁres concernØs.

43. Les demandes d’agrØment doivent Œtre dØposØes au plus
tard avant une date à dØterminer, la France se rØservant
le droit de ne pas examiner les demandes qui lui parvien-
draient aprŁs la date en question ou qui seraient incom-
plŁtes à cette date. Ces demandes doivent Œtre Øtablies en
langue française et les documents officiels dans une autre
langue doivent Œtre munis d’une traduction en français.

44. Tous les candidats doivent Œtre informØs des rØsultats de
l’examen de leur demande dans un dØlai à dØterminer
suivant la date de dØpôt.

IV. LE DÉVELOPPEMENT DU SECTEUR DES BIOCARBURANTS

45. Le terme «biocarburant» est un terme gØnØrique englobant
stricto sensu les seuls combustibles d’origine biologique non
fossile. Il est Øgalement utilisØ, de façon gØnØrale, pour
dØcrire des carburants mØlangØs, contenant aussi bien des

composants d’origine fossile que du «biocarburant» au sens
strict.

46. Ainsi, les biocarburants au sens large, dont il est question
dans le cas prØsent, peuvent Œtre divisØs en deux grandes
catØgories: d’une part, l’Øthanol utilisØ en tant que tel
comme carburant, bien qu’il ne le soit à l’heure actuelle
qu’au stade expØrimental, et, d’autre part, les bioadditifs
aux carburants visant à augmenter le taux d’octane de
ces derniers. Cette seconde catØgorie peut encore Œtre
divisØe en deux sous-catØgories: d’une part, les bioadditifs
au gazole et, d’autre part, les bioadditifs à l’essence.

47. L’Øthanol synthØtique et le bioØthanol sont techniquement
interchangeables pour autant que le processus de produc-
tion du bioØthanol soit d’une qualitØ suffisante. Cependant,
pour des raisons essentiellement traditionnelles, les produc-
teurs de boissons spiritueuses et de vinaigre (le segment
«potable») utilisent seulement le bioØthanol. Les secteurs
dans lesquels les producteurs d’Øthanol synthØtique et de
bioØthanol sont complŁtement en concurrence sont les
secteurs «non potables» tels que les solvants ou les produits
chimiques.

48. Les arguments qui plaident en faveur du dØveloppement
des biocarburants sont nombreux. Le premier d’entre eux
est la rØduction de la dØpendance ØnergØtique du pØtrole.
Viennent ensuite l’amØlioration des performances des
carburants actuels, la protection de l’environnement par
la rØduction de certaines pollutions ainsi que la valorisation
de la production agricole, conformØment aux orientations
de la politique agricole commune.

49. Deux filiŁres principales se sont dØgagØes, celle de l’Øthanol
et de son dØrivØ l’ETBE et celle des esters mØthyliques. Les
premiers sont incorporØs dans les essences. Les seconds se
mØlangent au gazole.

50. Pour les motifs susmentionnØs, diffØrents États membres se
sont lancØs dans l’expØrimentation et la production de
biocarburants. Les principaux producteurs sont l’Alle-
magne, l’Autriche, la Belgique, la France, l’Italie et
l’Espagne. La SuŁde a dØmarrØ rØcemment un rØgime à
une Øchelle plus limitØe que le rØgime français.

51. Le secteur des biocarburants fait l’objet d’Øchanges et donc
de concurrence entre les États membres. Bien Øvidemment,
les biocarburants se trouvent en concurrence avec la
plupart des carburants et des combustibles d’origine fossile.

52. En particulier, l’ETBE se trouve en concurrence avec le
mØthyl-tertio-butyl-Øther (MTBE) obtenu à partir du
mØthanol qui est normalement produit à partir du gaz
naturel, ce qui lui permet d’avoir des coßts de production
infØrieurs d’environ la moitiØ à ceux de l’ETBE. Ces deux
produits sont parfaitement substituables et servent à
augmenter la teneur en octane de l’essence sans plomb.
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53. Les Øchanges entre la France et les autres États membres
peuvent Œtre ventilØs comme suit (en euros):

À destinations des autres États
membres 1995

En provenance des autres États
membres 1995

47 187 950 20 254 050

V. ÉVALUATION PRÉLIMINAIRE DE LA MESURE À LA
LUMI¨RE DES R¨GLES RELATIVES AUX AIDES D’ÉTAT

54. L’article 87, paragraphe 1, du traitØ dØclare incompatibles
avec le marchØ commun, dans la mesure oø elles affectent
les Øchanges entre les États membres, les aides accordØes
par les États ou au moyen de ressources d’État, sous
quelque forme que ce soit, qui faussent ou qui menacent
de fausser la concurrence en favorisant certaines entre-
prises ou certaines productions.

55. La notion d’aide est plus large que celle de subvention et
comprend Øgalement les interventions qui, sous des formes
diverses, allŁgent les charges qui normalement grŁvent le
budget d’une entreprise et qui ont des effets identiques à
ceux des subventions. Il en dØcoule qu’une mesure par
laquelle les autoritØs publiques accordent à certaines entre-
prises une exonØration fiscale qui, bien que ne comportant
pas de transfert direct de ressources d’État, place les bØnØ-
ficiaires dans une situation plus favorable que les autres
contribuables, constitue une aide d’État au sens de l’article
87, paragraphe 1, du traitØ (12).

56. Puisque les biocarburants sont en concurrence avec les
carburants et combustibles d’origine fossile à titre d’additifs
ou de substituts et qu’ils font l’objet d’Øchanges intra-
communautaires, les aides en question sont susceptibles
d’affecter lesdits Øchanges et de fausser la concurrence.

57. En outre, puisque la dØtaxation est basØe sur le diffØrentiel
moyen entre les coßts de production des biocarburants et
des carburants fossiles, on ne peut exclure que pour
certains producteurs de biocarburants particuliŁrement effi-
caces, il y ait une surcompensation de ce diffØrentiel (13).
Ces aides tombent donc dans le champ d’application de
l’article 87, paragraphe 1, du traitØ.

58. Les dØrogations prØvues par l’article 87, paragraphe 2, du
traitØ ne s’appliquent pas à cette exonØration fiscale Øtant
donnØ qu’elle ne constitue ni une aide à caractŁre social
accordØe aux consommateurs individuels ni une aide
destinØe à remØdier à des calamitØs naturelles ou à
compenser des dØsavantages Øconomiques causØs par la
division de l’Allemagne.

59. Les dØrogations prØvues par l’article 87, paragraphe 3,
points a), b) et d) du traitØ, ne s’appliquent pas non plus
puisque les aides ne sont pas destinØes à compenser les

dØsavantages Øconomiques de certaines rØgions ni à
promouvoir la rØalisation d’importants projets d’intØrŒt
europØen et, enfin qu’elles n’ont pas pour effet de promou-
voir la culture et la conservation du patrimoine.

60. Il reste donc à examiner si les aides en question peuvent ou
non bØnØficier de la dØrogation prØvue par l’article 87,
paragraphe 3, point c), du traitØ comme Øtant destinØes à
faciliter le dØveloppement de certaines activitØs quand elles
n’altŁrent pas les conditions des Øchanges dans une
mesures contraire à l’intØrŒt commun.

61. Le dØveloppement des Ønergies renouvelables et, en parti-
culier des biocarburants, a ØtØ encouragØ par la Commis-
sion dŁs 1985 quand celle-ci a proposØ au Conseil
d’adopter une directive concernant les Øconomies de
pØtrole rØalisables par l’utilisation des composants de subs-
titution (14). Cette directive souligne l’intØrŒt des biocarbu-
rants pour rØduire la dØpendance des États membres
vis-à-vis des importations de pØtrole et autorise l’incorpo-
ration de l’Øthanol aux essences jusqu’à 5 % en volume et
celle de l’ETBE jusqu’à 15 %.

62. En outre, la dØcision du Conseil du 13 septembre 1993
relative à la promotion des Ønergies renouvelables dans la
CommunautØ (programme Altener) affiche l’objectif
d’obtenir pour les biocarburants une part de marchØ de
5 % de la consommation totale des vØhicules à moteur
en 2005. En ce qui concerne la promotion des Ønergies
renouvelables, la Commission a adoptØ, le 10 mai 2000,
une proposition de directive du Parlement europØen et du
Conseil relative à la promotion de l’ØlectricitØ produite à
partir de sources d’Ønergie renouvelables sur le marchØ
intØrieur de l’ØlectricitØ [COM(2000) 279 final].

63. La dØmarche française de dØtaxation des biocarburants
s’inscrit donc dans cette ligne.

64. Puisque le projet de dispositif a pour effet le dØveloppe-
ment d’un secteur d’activitØ que l’on veut promouvoir dans
la CommunautØ, il convient de s’assurer que ledit dispositif
n’altŁre pas les Øchanges dans une mesure contraire à
l’intØrŒt commun. À cet Øgard, la dØrogation prØvue par
l’article 87, paragraphe 3, point c), du traitØ peut s’appli-
quer seulement si le dispositif en question prØvoit des
critŁres objectifs dans les conditions d’ØligibilitØ des entre-
prises intØressØes (c’est-à-dire la possibilitØ de prØsenter une
demande d’agrØment) ainsi que l’absence de caractŁre
discrØtionnaire dans le choix par les pouvoirs publics des
unitØs de production qui pourront bØnØficier de la dØtaxa-
tion. La Commission doit s’assurer Øgalement que la crois-
sance dans la production du bioØthanol favorisØe par le
rØgime d’aides ne provoque pas une distorsion de concur-
rence vis-à-vis de l’Øthanol synthØtique.

DEC 60/12 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 24.2.2001

(12) ArrŒt de la Cour du 15 mars 1994 dans l’affaire C-387/92, Banco
Exterior de Espaæa, Recueil 1994, p. I-877.

(13) L’utilisation d’un taux d’exonØration unique pour chaque filiŁre
avantage certainement les producteurs plus efficaces. D’autre part,
le taux unique exerce un effet incitatif sur les autres producteurs
puisque plus ils sont compØtitifs, plus la dØtaxation est susceptible
de surcompenser le diffØrentiel de coßts avec les carburants fossiles. (14) Directive 85/536/CEE du 8 dØcembre 1985 du Conseil.



65. Les points du dispositif en question que la Commission
doit examiner avec attention pour pouvoir exclure la
prØsence d’ØlØments discriminatoires sont: l’obligation
pour les unitØs de production candidates à un agrØment
de respecter certaines normes fiscales ou sociales, l’obliga-
tion pour ces mŒmes unitØs de fournir aux autoritØs fran-
çaises un descriptif trŁs prØcis de leurs activitØs ainsi que
les critŁres d’attribution d’agrØments de durØes diffØrentes.

66. Par ailleurs, la prise en compte dans le nouveau systŁme,
aux fins de la sØlection des entreprises bØnØficiaires, de
capacitØs de production d’entreprises françaises qui sont
apparues ou se sont dØveloppØes grâce au rØgime d’aides
prØcØdent que la Commission a dØclarØ incompatible avec
le traitØ (15), constitue un autre ØlØment dont il convient de
tenir compte.

67. À cet Øgard, la Commission observe que le rØgime prØvoit
que les unitØs de production candidates à l’agrØment
doivent Œtre en rŁgle avec leurs obligations sociales et
fiscales et en conformitØ avec la rØglementation en
matiŁre environnementale du pays sur le territoire duquel
elles sont situØes. Cette disposition ne semble pas criti-
quable. En effet, le non respect de ces rŁgles entraîne gØnØ-
ralement pour les entreprises des Øconomies dont ne bØnØ-
ficient pas les entreprises qui les respectent.

68. Quant à l’interdiction pour une unitØ de sous-traiter tout
ou partie de la production pour laquelle elle a reçu un
agrØment, cette exigence rØpond Øgalement à la nØcessitØ
d’assurer un contrôle effectif du respect des obligations
susmentionnØes. Ce contrôle serait difficile, voire impos-
sible, si les quantitØs agrØØes Øtaient sous-traitØes à des
unitØs de production n’ayant pas participØ à la procØdure
d’avis.

69. Dans les deux cas, la France accepte les certifications natio-
nales constatant le respect de ces critŁres.

70. Pour ce qui est des critŁres d’octroi d’un agrØment d’une
durØe de trois ou de neuf ans, les autoritØs françaises ont
communiquØ à la Commission les ratios qu’elles prendront
en considØration à cet effet ainsi que les seuils au-delà
desquels l’agrØment le plus long sera accordØ. L’attribution
des diffØrentes durØes se fait donc de façon mØcanique.

71. Pour ce qui est de la description des volumes pour lesquels
les unitØs de production peuvent demander un agrØment
(5 000 tonnes par an, pour une usine amØnagØe pour la
production de biocarburants sans investissements spØcifi-
ques, soit 1,25 % des volumes dØtaxables), ces dispositions
s’appliquent à toutes les unitØs de production, y compris
françaises, se trouvant dans les situations dØcrites, sans
discrimination.

72. Quant au choix des entreprises bØnØficiaires de la dØtaxa-
tion, la sØlection des projets par les autoritØs françaises se
fait sur la base des critŁres ØnoncØs ci-dessus et dØtermine
le nombre d’entreprises et les volumes concernØs. Une
clause prØvoit expressØment que, dans le cas oø l’enveloppe
budgØtaire ne serait pas suffisante pour couvrir l’ensemble
des quantitØs relatives aux projets sØlectionnØs, les agrØ-
ments seront accordØs au prorata des demandes jugØes
recevables.

73. Au vu de ce qui prØcŁde, la Commission considŁre au stade
actuel, sur la base des ØlØments disponibles, que le dispo-
sitif ne comporte pas d’ØlØments discriminatoires dans les
critŁres d’ØligibilitØ des entreprises ni d’ØlØment discrØtion-
naire dans le choix des bØnØficiaires et l’attribution des
agrØments.

74. En ce qui concerne les effets de l’aide sur le marchØ de
l’Øthanol, la Commission est confrontØe à certaines allØga-
tions sur l’Øvolution de ce marchØ, alors que les ØlØments
dont elle dispose au stade actuel n’Øtablissent pas qu’une
croissance rapide et trŁs importante de la production de
bioØthanol provoquerait une distorsion de concurrence
vis-à-vis de l’Øthanol synthØtique.

75. En l’absence de donnØes plus prØcises sur cette Øvolution, la
Commission rØserve sa conclusion sur la question de savoir
si la mesure d’aide telle que notifiØe par les autoritØs fran-
çaises ne fausse pas la concurrence ni n’affecte les Øchanges
dans une mesure contraire à l’intØrŒt commun.

VI. LA RÉDUCTION DU DROIT D’ACCISES À LA LUMI¨RE DE
LA DIRECTIVE 92/81/CEE

76. L’article 8, paragraphe 2, point d), de cette directive (tel
que modifiØ par la directive 94/74/CE) prØvoit que:

«Sans prØjudice d’autres dispositions communautaires, les
États membres peuvent appliquer des exonØrations ou
rØductions totales ou partielles du taux d’accises aux
huiles minØrales ou à d’autres produits destinØs aux
mŒmes usages utilisØs sous contrôle fiscal [. . .] dans le
cadre de projets pilotes visant au dØveloppement techno-
logique de produits moins polluants, notamment en ce qui
concerne les combustibles provenant de ressources renou-
velables.»

77. L’arrŒt du Tribunal de premiŁre instance considŁre que, en
adoptant la dØcision attaquØe, en ce qu’elle porte sur les
mesures du rØgime concernant la filiŁre ETBE, la Commis-
sion a excØdØ les pouvoirs qui lui sont confØrØs par l’article
88, paragraphe 3, du traitØ CE, car ce rØgime d’aides ne
rØpond pas aux exigences posØes par l’article 8, paragraphe
2, point d), de la directive 92/81/CEE. En particulier, le
Tribunal de premiŁre instance estime que, en dØcidant
que le rØgime d’aides en question devait Œtre considØrØ
comme un projet pilote visant au dØveloppement techno-
logique de produits moins polluants, la Commission a violØ
l’article 8, paragraphe 2, point d), de la directive
92/81/CEE.

78. Dans son point 79, l’arrŒt indique:

«mŒme si la Commission devait Œtre amenØe à estimer que
les mesures projetØes ne sont pas en tant que telles incom-
patibles avec le marchØ commun au sens de l’article 92
[87] du traitØ, de telles constatations ne lui permettraient
pas pour autant de s’abstenir de soulever des objections
contre le rØgime notifiØ et de mØconnaître, de ce fait,
l’article 8, paragraphe 2, point d), de la directive
92/81/CEE.»
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79. Les arguments avancØs par les autoritØs françaises pour
justifier le caractŁre pilote du dispositif en question
peuvent Œtre rØsumØs de la façon suivante:

� l’incorporation des esters et de l’ETBE dans les carbu-
rants fossiles, respectivement à 5 et 15 %, se fait dans le
cadre d’un suivi scientifique particuliŁrement attentif
demandØ par les industriels motoristes et pØtroliers. Il
s’agit de pouvoir dØterminer si des anomalies apparais-
sent à la suite de la mise en marchØ de tels mØlanges.
En effet, il faut que la production de biocarburants
rØponde à des critŁres de puretØ, de stabilitØ et d’utili-
sation sans modification des vØhicules et des chau-
diŁres. MalgrØ toutes les expØrimentations rØalisØes, les
motoristes et les pØtroliers ont souhaitØ que les Øtudes
se poursuivent afin de prØciser certains points techni-
ques,

� les procØdØs de fabrication des biocarburants sont diffØ-
rents d’une usine à l’autre. La connaissance technique
actuelle ne permet pas encore d’assurer une mise en
activitØ d’unitØs de production sans difficultØ dŁs lors
que certains paramŁtres changent,

� la faible taille des unitØs de production europØennes
(par rapport aux États-Unis d’AmØrique) ainsi que les
conditions de production et de commercialisation de
biocarburants confŁrent à cette activitØ un caractŁre
expØrimental et une assise encore instable nØcessitant
une politique volontariste (c’est-à-dire d’incitation),

� la rØduction de la TIPP ne pourra excØder certains
plafonds: 230 FRF par hectolitre pour les esters et
329,5 FRF par hectrolitre pour l’ETBE. Les Øventuelles
augmentations de productivitØ permettront de rØduire
progressivement la dØtaxation,

� sur la base de l’enveloppe budgØtaire retenue par le
Parlement français, les quantitØs de biocarburants
pouvant faire l’objet de la dØtaxation sont minimes
par rapport à la consommation française de carburants
fossiles. En outre, la taille des usines de biocarburants
demeure marginale par rapport à celle des unitØs de
production de carburants fossiles.

80. Le dispositif proposØ par la France, dans sa rØdaction
actuelle, dØpasse le cadre de projet pilote tel qu’interprØtØ
par le Tribunal de premiŁre instance et, dŁs lors, il apparaît
que le dispositif notifiØ n’a pas les caractØristiques d’un

projet pilote au sens de l’article 8, paragraphe 2, point
d), de la directive 92/81/CEE.

81. Étant donnØ que l’on ne peut pas parler de projet pilote
pour le dispositif notifiØ, la mise en �uvre de la dØtaxation
proposØe n’est pas conforme à cet article. Ainsi que le
Tribunal de premiŁre instance l’a rappelØ dans le point
78 de son arrŒt:

«rien ne s’opposerait à ce que des rØgimes de dØfiscalisation
en faveur d’une meilleure pØnØtration des biocarburants sur
le marchØ, tel celui qui fait l’objet de la prØsente affaire,
soient mis en place conformØment au programme Altener,
tout en rØpondant aux exigences posØes par la directive
92/81/CEE, puisque de tels rØgimes peuvent faire l’objet
d’une dØcision du Conseil prise en application de l’article
8, paragraphe 4, de la directive 92/81/CEE»

82. La Commission rappelle que l’article 8, paragraphe 4, de la
directive 92/81/CEE stipule que le Conseil, statuant à
l’unanimitØ sur proposition de la Commission, peut auto-
riser un État membre à introduire des exonØrations ou des
rØductions d’accises pour des raisons de politique spØci-
fique. Pour cela, un État membre souhaitant introduire
une telle mesure doit notamment en informer la Commis-
sion. Par lettre du 17 novembre 2000, la France a demandØ
à bØnØficier, conformØment à l’article 8, paragraphe 4, de
la directive 92/81/CEE, d’une dØrogation en faveur de
biocarburants esters et ETBE.

83. En outre, la Commission rappelle la nØcessitØ de respecter
les taux minimaux communautaires mentionnØs dans la
directive 92/82/CEE (287 euros pour 1 000 litres pour
l’essence sans plomb et 245 euros pour 1 000 litres pour
le gazole). Les autoritØs françaises sont dŁs lors invitØes à
transmettre les niveaux rØels d’accises qui frapperont les
carburants concernØs.

VII. CONCLUSION

84. Compte tenu des considØrations qui prØcØdent, la Commis-
sion invite la France, dans le cadre de la procØdure de
l’article 88, paragraphe 2, du traitØ CE concernant l’exonØ-
ration en faveur de la filiŁre ETBE, à prØsenter ses obser-
vations et à fournir toute information utile pour l’Øvalua-
tion de l’aide dans un dØlai d’un mois à compter de la date
de rØception de la prØsente. Elle invite les autoritØs fran-
çaises transmettre immØdiatement une copie de cette lettre
au bØnØficiaire potentiel de l’aide.�
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Veröffentlichung eines Antrags auf ˜nderung einer oder mehrerer Angaben der Spezifikation
einer gemäß Artikel 6 oder Artikel 17 der Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des Rates eingetragenen

Bezeichnung nach Artikel 9 derselben Verordnung

(2001/C 60/04)

Aus dieser Veröffentlichung erwächst ein Recht auf Einspruch gemäß Artikel 7 der genannten Verordnung.
Ein Einspruch gegen einen Antrag ist innerhalb von sechs Monaten nach dieser Veröffentlichung von der
zuständigen Stelle eines Mitgliedstaats einzulegen.

Da ein solcher Antrag eine nicht geringfügige ˜nderung betrifft, ist diese nach Artikel 6 Absatz 2 der
genannten Verordnung zu veröffentlichen.

Verordnung (EWG) Nr. 2081/92 des Rates

ANTRAG AUF ˜NDERUNG EINER SPEZIFIKATION: ARTIKEL 9

1. Eingetragene Bezeichnung: Lammefjordsgulerod.

2. Zuständige Dienststelle des Mitgliedstaats:

Ministeriet for Fłdevarer, Landbrug og Fiskeri, Fłdevaredirektoratet, Młrkhłj Bygade 19,
DK-2860 Słborg
Tel. (45) 33 95 60 00
Fax (45) 33 96 60 01.

3. Beantragte ˜nderung(en):

Angaben der Spezifikation:

& Name

& Beschreibung

Geografisches Gebiet

Ursprungsnachweis

& Herstellungsverfahren

Zusammenhang

& Etikettierung

& Einzelstaatliche Anforderungen

˜nderung(en):

Geografisches Gebiet:

anstatt:

ÐDie Lammefjord-Möhre stammt aus dem eingedeichten Gebiet am Lammefjord, das geografisch durch
Ringkanal und Audebo-Deich begrenzt wird. Der Lammefjord befindet sich bei der Landzunge Ods-
herred auf der Insel Seeland in Dänemark.�

muss es heißen:

ÐDie Lammefjord-Möhre stammt aus dem eingedeichten Gebiet am Lammefjord, das geografisch durch
Ringkanal und Audebo-Deich begrenzt wird. Der Lammefjord befindet sich bei der Landzunge Ods-
herred auf der Insel Seeland in Dänemark. Der Bereich Svinninge Vejle liegt unter den trockengelegten
Teilen des Lammefjords am weitesten landeinwärts. Dieser Bereich wurde vor dem Hauptteil des Lam-
mefjords trockengelegt, da es sich hier ursprünglich um Marschwiesen und Flachwasser handelte. Der
Bereich Sidinge Fjord stellt ein ebenfalls eingedeichtes Gebiet am Isefjord dar und liegt etwas nördlich
vom Lammefjord. Der Bereich Klintsł bildet das nördlichste Gebiet und war ursprünglich ein Fjord,
dessen Ausgang durch natürliche Ablagerungen abgeriegelt worden ist. Auch dieses Gebiet ist von
Entwässerungskanälen umgeben.�
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Ursprungsnachweis:

anstatt:

ÐDie Lammefjord-Möhren müssen in zugelassenen Waschbetrieben am Lammefjord gewaschen und
verpackt werden, weshalb hier die Herkunftsdokumentation unterhalten wird. Eine der Voraussetzungen
für die Zulassung als Waschbetrieb liegt somit darin, dass Kontrollbücher über die Anlieferung der
Möhren vom Anbauort geführt werden und eine eindeutige materielle Trennung zwischen Lammefjord-
Möhren und etwaigen ,auswärtigen� Möhren besteht. Die IP-Kontrolle durch das Pflanzenbaudirektorat
umfasst eine gesonderte Kontrolle dieser Gegebenheiten.�

muss es heißen:

ÐDie Lammefjord-Möhren müssen in zugelassenen Waschbetrieben am Lammefjord gewaschen und
verpackt werden, weshalb hier die Herkunftsdokumentation unterhalten wird. Eine der Voraussetzungen
für die Zulassung als Waschbetrieb liegt somit darin, dass Kontrollbücher über die Anlieferung der
Möhren vom Anbauort geführt werden und eine eindeutige materielle Trennung zwischen Lammefjord-
Möhren und etwaigen anderen Möhren gewährleistet ist, die auf gewöhnlichen Sandböden außerhalb der
genannten Gebiete angebaut werden. Die IP-Kontrolle durch das Pflanzenbaudirektorat umfasst eine
gesonderte Kontrolle dieser Gegebenheiten.�

Zusammenhang:

anstatt:

ÐIm Jahre 1873 begann man mit der Eindeichung des Lammefjords. Hierdurch wurde ein Landwirt-
schaftsgebiet von einzigartiger Fruchtbarkeit geschaffen, da der alte Meeresboden des Fjords zum größ-
ten Teil eine schlickartige Beschaffenheit hatte und damit reich an Nährstoffen war. Die Nährstoffe
entstanden dadurch, dass abgestorbene Tiere und Pflanzen während Jahrtausenden auf den Meeresgrund
absanken und später zu Schlick wurden (an einigen Stellen mit einer Dicke von mehr als 20 Metern). Im
Schlick wurden ferner Sand und insbesondere Lehmpartikel abgelagert. Große Teile des Lammfjords sind
nahezu steinfrei, und die zahlreichen alten Muschel- und Austernschalen sorgen für einen natürlich
hohen Kalkgehalt.

Die früheren Uferzonen haben einen Sandboden, dessen Sandkörner durch den Abschliff weicher und
runder als bei traditionellen Sandböden sind. Alle vorstehenden Gegebenheiten haben Bedeutung für den
Anbau der Lammefjord-Möhren�.

muss es heißen:

ÐIn der Lammefjord-Region wurde als erstes Gebiet der Bereich Sidinge Fjord trockengelegt. Danach
schritt man zur Trockenlegung des Bereichs Svinninge Vejle, und im Jahre 1873 begann man mit der
Eindeichung des Hauptteils des Lammefjords. Zuletzt wurde dann noch der Bereich Klintsł trockenge-
legt. Hierdurch wurde ein Landwirtschaftsgebiet von einzigartiger Fruchtbarkeit geschaffen, da der alte
Meeresboden des Fjords zum größten Teil eine schlickartige Beschaffenheit hatte und damit reich an
Nährstoffen war. Die Nährstoffe entstanden dadurch, dass abgestorbene Tiere und Pflanzen während
Jahrtausenden auf den Meeresgrund absanken und später zu Schlick wurden (an einigen Stellen mit
einer Dicke von mehr als 20 Metern). Im Schlick wurden ferner Sand und insbesondere Lehmpartikel
abgelagert. Große Teile des Lammefjords sind nahezu steinfrei, und die zahlreichen alten Muschel- und
Austernschalen sorgen für einen natürlich hohen Kalkgehalt.

Die früheren Uferzonen haben einen Sandboden, dessen Sandkörner durch den Abschliff weicher und
runder als bei traditionellen Sandböden sind. Infolgedessen tragen die Möhren bei der Ernte keine Risse
davon, so dass es nicht zu der unschönen Graufärbung kommt, die für die auf gewöhnlichen Sandböden
angebauten Möhren kennzeichnend ist. Alle vorstehenden Gegebenheiten haben Bedeutung für den
Anbau der Lammefjord-Möhren.�

4. Zeitpunkt des Eingangs der vollständigen Unterlagen: 16. August 2000.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.2282 � BT/Esat Digifone)

(2001/C 60/05)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 15. Februar 2001 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2),
bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen British Telecom-
munications plc (BT) erwirbt im Sinne von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der genannten Verordnung die
Kontrolle über die Gesamtheit des irischen Esat Digifone Ltd (Esat Digifone) durch Aktienkauf.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

� BT: Die ganze Bandbreite der Telekommunikation über Festnetz und Mobilfunk.

� Esat Digifone: Mobilfunk in Irland.

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich allerdings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Fax (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder
auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.2282 � BT/Esat Digifone, an folgende
Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission,
Generaldirektion Wettbewerb,
Direktion B � Task Force Fusionskontrolle,
Rue Joseph II/Jozef II-straat 70,
B-1000 Brüssel.
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Vorherige Anmeldung eines Zusammenschlusses

(Sache COMP/M.2353 � RWE/HidroelØctrica del CantÆbrico)

(2001/C 60/06)

(Text von Bedeutung für den EWR)

1. Am 16. Februar 2001 ist die Anmeldung eines Zusammenschlussvorhabens gemäß Artikel 4 der
Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 des Rates (1), zuletzt geändert durch die Verordnung (EG) Nr. 1310/97 (2),
bei der Kommission eingegangen. Danach ist Folgendes beabsichtigt: Das Unternehmen RWE Espaæa SL,
das von dem deutschen Unternehmen RWE Aktiengesellschaft (RWE) kontrolliert wird, erwirbt im Sinne
von Artikel 3 Absatz 1 Buchstabe b) der genannten Verordnung die Kontrolle über die Gesamtheit des
spanischen Unternehmens HidroelØctrica del CantÆbrico SA (HidrocantÆbrico) durch ein öffentliches Über-
nahmeangebot.

2. Die beteiligten Unternehmen sind in folgenden Geschäftsbereichen tätig:

� RWE: Energie, Bergbau und Rohstoffe, Umweltdienstleistungen, Öl und Chemie, Industriesysteme und
Konstruktion.

� HidrocantÆbrico: Erzeugung, Distribution und Vertrieb von Elektrizität in Spanien, Distribution und
Vertrieb von Gas und Telekommunikationsdienstleistungen in Asturias (Spanien).

3. Die Kommission hat nach vorläufiger Prüfung festgestellt, dass der angemeldete Zusammenschluss
unter die Verordnung (EWG) Nr. 4064/89 fällt. Ihre endgültige Entscheidung zu diesem Punkt behält sie
sich allerdings vor.

4. Alle interessierten Unternehmen oder Personen können bei der Kommission zu diesem Vorhaben
Stellung nehmen.

Die Stellungnahmen müssen bei der Kommission spätestens zehn Tage nach dem Datum dieser Veröffent-
lichung eingehen. Sie können der Kommission durch Telefax (Fax (32-2) 296 43 01 oder 296 72 44) oder
auf dem Postweg, unter Angabe des Aktenzeichens COMP/M.2353 � RWE/HidroelØctrica del CantÆbrico,
an folgende Anschrift übermittelt werden:

Europäische Kommission,
Generaldirektion Wettbewerb,
Direktion B � Task Force Fusionskontrolle,
Rue Joseph II/Jozef II-straat 70,
B-1000 Brüssel.
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Mitteilung der Kommission im Rahmen der Durchführung der Richtlinie 89/686/EWG des Rates
vom 21. Dezember 1989 über Persönliche Schutzausrüstungen (1), geändert durch die Richtlinien

93/68/EWG (2), 93/95/EWG (3) und 96/58/EG (4)

(2001/C 60/07)

(Text von Bedeutung für den EWR)

(Veröffentlichung der Titel und der Bezugsdaten der harmonisierten Normen im Sinne dieser Richtlinie)

OEN (1) Bezugsnummer Titel der harmonisierten Normen

Hinweis: Die Konformitätsvermutung auf Grundlage der Normen EN 146 von 1991 (veröffentlicht im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften C 315 vom 4.11.2000), die von der Norm EN 12941 von 1998 ersetzt worden ist (veröffent-
licht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 315 vom 4.11.2000), endet mit dem Datum dieser Veröffentlichung.

Hinweis: Die Konformitätsvermutung auf Grundlage der Normen EN 147 von 1991 (veröffentlicht im Amtsblatt der
Europäischen Gemeinschaften C 315 vom 4.11.2000), die von der Norm EN 12942 von 1998 ersetzt worden ist (veröffent-
licht im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften C 315 vom 4.11.2000), endet mit dem Datum dieser Veröffentlichung.

CEN EN 1827:1999 Atemschutzgeräte � Halbmasken ohne Einatemventile und mit trennbaren Fil-
tern zum Schutz gegen Gase, Gase und Partikeln oder nur Partikeln � Anfor-
derungen, Prüfung, Kennzeichnung

CEN EN 12276:1998 Bergsteigerausrüstung � Klemmgeräte � Sicherheitstechnische Anforderungen
und Prüfverfahren

CEN EN 13087-5:2000 Schutzhelme � Prüfverfahren � Teil 5: Festigkeit des Haltesystems

CEN EN 13158:2000 Schutzkleidung � Schutzjacken, Körper- und Schulterschützer für Reiter �
Anforderungen und Prüfverfahren

CEN EN 13277-1:2000 Schutzausrüstung für den Kampfsport � Teil 1: Allgemeine Anforderungen und
Prüfverfahren

CEN EN 13277-2:2000 Schutzausrüstung für den Kampfsport � Teil 2: Zusätzliche Anforderungen und
Prüfverfahren für Spannschützer, Schienbeinschützer und Unterarmschützer

CEN EN 13277-3:2000 Schutzausrüstung für den Kampfsport � Teil 3: Zusätzliche Anforderungen und
Prüfverfahren für den Oberkörperschutz

(1) OEN: (Europäische Normenorganisation):
� CEN: rue de Stassart/Stassartstraat 36, B-1050 Brüssel, Tel. (32-2) 550 08 11, Fax (32-2) 550 08 19 (www.cenorm.be);
� Cenelec: Rue de Stassart/Stassartstraat 35, B-1050 Brüssel, Tel. (32-2) 519 68 71, Fax (32-2) 519 69 19 (www.cenelec.be);
� ETSI: BP 152, F-06561 Valbonne Cedex, Tel. (33-4) 92 94 42 12, Fax (33-4) 93 65 47 16 (www.etsi.org).

HINWEIS:

Alle Anfragen zur Lieferung der Normen müssen an eine dieser europäischen Normenorganisationen oder
an eine Nationalnormenorganisation gerichtet werden, deren Liste sich im Anhang der Richtlinie 98/34/EG
des Europäischen Parlaments und des Rates (5) befindet, welche durch die Richtlinie 98/48/EG (6) geändert
wurde.

Die Veröffentlichung der Bezugsdaten im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften bedeutet nicht, dass die
Normen in allen Sprachen der Gemeinschaft verfügbar sind.

Die Kommission sorgt für die Aktualisierung dieses Verzeichnisses (7).
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